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a Abends 6 Uhr, 

viertelſahrlicher erh 778 1 Thlr. 10 Sgr., 
0 + 2 + 

Für Pommern und das übrige Deutſchland 1 Thlr. 17% Sgr. 


Zur gefälligen Beachtung für die Leſer. 


Um die Unabhängigkeit der Zeitung unter meiner Leitung 


fortan dauernd ſicher zu ſtellen, werde ich vom 1. April d. J. 
ab neben der verantwortlichen Redaktion auch das Eigenthums⸗ 
(Verlags-) Recht derſelben ausüben. Aus dieſem Grunde wird 
die Privilegirte Stettiner Zeitung nach meiner Auseinanderſetzung 
mit dem Verleger im nächſten Quartal unter meiner verant⸗ 
wortlichen Redaktion zu erſcheinen aufhören. 

Dagegen werde ich vom 1. April d. J. ab die 


„ene Stektinet Zeitung“ 


herausgeben, und dieſelbe unter meiner verantwortlichen 
Redaktion ganz in derſelben Weiſe, wie bisher die Privile⸗ 
girte Stettiner Zeitung erſcheinen laſſen — in demſelben For⸗ 
mat bei zweimaliger usgabe täglich — Morgens und Abends, 
mit gleichen Typen, und redigirt nach derſelben politiſchen Ten⸗ 
denz im verfaſſungsmäßig⸗liberalen Sinne. 

Da weder in dem Perſonal der bisherigen Redaktion, noch 
in dem der Druckerei irgend eine Veränderung vorgenommen, 
ſondern nur das Druckereilokal gewechſelt werden wird, ſo dür⸗ 
fen meine Abonnenten ſich der unveränderten Haltung und Form 
des Blattes unter meiner Leitung verſichert halten, und bitte 
ich dieſelben daher: ihr Abonnement zum 1. April auf die 
„Neue Stettiner Zeitung“, und nicht ferner auf die 
Privilegirte Stettiner Zeitung zu erneuern. 

Bis dahin werden Beſtellungen auf die „Neue Stettiner 
Zeitung“ im alten Lokal, Krautmarkt Nr. 4, angenommen; 
dom 1. April ab in der ehemaligen Wenning'ſchen 
Druckerei, Schweizerhof, hinter der Ottoſchule, 
woſelbſt ich von jenem Tage ab auch alle für die „Neue 
Stettiner Zeitung“ beſtimmten Inſerate und Zuſchriften 
abzugeben bitte. 

Der vierteljährliche Abonnementsprels der „Neuen Stet⸗ 
tiner Zeitung“ beträgt wie bisher für hieſige Abonnenten 
1 Thlr. 10 Sgr., mit Botenlohn 1 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf., für 
auswärtige Abonnenten in Pommern und Deutſchland 1 Thlr. 
17 Sgr. 6 Pf. 


Die königlichen Poſtämter nehmen Beſtellungen auf die. 


„Neue Stettiner Zeitung“ für die auswärtigen Abonnenten an. 
Die Expedit'onen innerhalb der Stadt bleiben dieſelben 
wie bisher für die Priv. Stett. Ztg. 
Die Redaktion: H. Schoenert. 


Deutſchland. 


Berlin, 13. März. Schon ehe der bisherige Bundes⸗ 
tagsgeſandte Herr v. Bismark⸗Schönhauſen in Berlin ein⸗ 
traf, verbreitete ſich ein dunkles Gerücht von gewiſſen Vorgän⸗ 
gängen in Frankfurt, bei denen der genannte Geſandte und der 
öſterreichiſche Geſandte Graf Rechberg betheiligt geweſen wä⸗ 
ren. Was auch die ſpezielle Veranlaſſung des Konfliktes zwi⸗ 
ſchen beiden genannten Geſandten geweſen ſei, ſo ergiebt ſich 
doch aus Allem, was darüber angedeutet wird, daß es in letzter 
Jnſtanz die Frage um Krieg oder Frieden iſt, auf bie der 

anze Auſtritt zurückgeführt werden muß. Preußen will, wie 
eder weiß, ohne ſich den deutſchen Intereſſen im Geringzſten 
zu entziehen, wenn die Stunde der Gefahr da iſt, ſein ganzes 
Gewicht in die Waagſchale legen, daß der Krieg verhütet werde, 
und ebenſo weiß Jeder, daß das franzöſiſche Kabinet feinen 
Friedensworten in der letzten Zeit mehr als je bisher durch die 
That Nachdruck zu geben bemüht war. Unter dieſen Umſtäu⸗ 
den den Krieg provoeiren, wäre nach den Anſichten des Herrn 
v. Bismark ein Verhalten geweſen, das ſich unter allen Umſtän⸗ 
den nicht rechtfertigen ließe. Allein die Anſchauung des Gra⸗ 
fen Rechberg ging von anderen Geſichtspunkten aus. Wie als 
gewiß verſichert wird, hat der letztgenannte Diplomat hinſichtlich 
der Ausrüſtung der deutſchen Bundesfeſtungen Anfichten an den 
Tag gelegt, welchen der Vetreter Preußens unter allen Umſtän⸗ 
den nicht beiſtimmen zu dürfen glaubte, theils weil die Kriegs, 
gefahr nicht ſo nahe vor der Thür iſt, wie der andere Diplo⸗ 
mat glaubte, theils weil es den Frieden nicht fördern hieße, 
wenn ſich Deutſchland vom Wirbel bis zur Zehe ſchon jetzt 
kriegsfertig dem Auslande gegenüber ſtellen wollte. Es ſollen 
höchſt lebhafte Debatten zwiſchen beiden ftaitgefunden und damit 
geendigt haben, daß jeder der Vertreter der deutſchen Groß⸗ 
mächte feine Anſichten aufrecht halten zu mülſſen glaubte. 
: — Das preußiſche Cirkular vom 27. Febr., das bekannt⸗ 
lich die öſterreichiſche Depeſche vom 22. Februar beantwortete, 
hebt äußerem Vernehmen nach die europäiſche Seite der italie⸗ 
niſchen Frage beſonders hervor und Hält den ſchon in dem 
früheren Rundſchreiben eingenommenen Standpunkt aufrecht. 


— In Wien hat die Erklärung des Herrn v. Schleinitz 


nicht befriedigt. Kein Wunder. In Wien möchte man, daß 
Preußen ſofort mobil machte, um für die Metternich ſchen Ver⸗ 


träge zur Unterjochung und Knebelung Italiens ins Feld zu 
ziehen. Zur Kennzeichnung dieſer „Privatverträge“ führen wir 
nur an, daß Oeſterreich in ſeiner Uebereinkunft mit Neapel letz⸗ 
teres förmlich zwingend perpflichtet, keine anderen als die in 
Oeſterreich geltenden Regierungsprinzipien anzunehmen. Deutſch⸗ 
land ſoll ſich alſo in einen Krieg ſtürzen, um den neapolitani⸗ 
ſchen Selbſtherrſcher vor den Schreckaiſſen einer anſtändigen 
Regierungsweiſe zu bewahren! Einer ſolchen gemüthlichen An⸗ 
ſchauungsweiſe lönnen wir uns freilich in Berlin nicht gut an⸗ 
paſſen. — Die „Wiener Zeitung“ — von den übrigen Wiener 
Blättern reden wir nicht, da man dort die Regierung zwar lo⸗ 
ben aber nicht tadeln darf — will uns zwar glauben machen, 
daß dieſe „Privatverträge“ nöthig ſeien, um die „Ruhe und 
Ordnung“ aufrecht zu erhalten. Wir find vom Gegentheil 
überzeugt. 

— Der Bericht der Kommiſſion zur Prüfung des Staats⸗ 
haus haltsetats für 1859, betreffend die Etats für das Bureau 
des Herrenhauſes, für das Bureau des Hauſes der Abgeordne⸗ 
ten, für das Bureau des Staatsminiſteriums, für die Archive, 
für das Staatsſekretariat, für die General⸗Ordenskommiſſion, 
für das Geheime Civil⸗Kabinet, für die Ober⸗Rechnungskam⸗ 
mer, die Ober⸗Examinationskommiſſiou für die Prüfung zu hö⸗ 
heren Verwaltungsämtern, den Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte und das Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten iſt im Druck erſchienen. Wir entnehmen dem⸗ 
ſelben Nachſtehendes: Beim Etat des Gerichtshofes zur Ent⸗ 
ſcheidung der Kompetenzkonflikte wurde anfänglich der Antrag 
geſtellt, die in dieſem Etat ausgeſetzten 2350 Thlr. als künftig 
fortfallend zu bezeichnen. Auf die Erklärungen des Regierungs⸗ 
Kommiſſars wurde der Antrag indeß wieder zurückgezogen. Seit 
dem Beſtehen des Geſetzes vom 8. April 1847 beläuft ſich die 
Lan der erhobenen Kompetenz⸗Konflikte bis auf den heutigen 

ag auf die Summe von 1001 Fällen. Die Frage über die 
Beibehaltung oder Nichtbeibehaltung des Gerichtshofes wird wohl 
in pleno bei Gelegenheit eingegangener Petitionen zum Aus⸗ 
trag gebracht werden. — Beim Etat des Miniſteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten wurde ein Antrag, die Geſandt⸗ 
ſchaftspoſten in Kaſſel und Hannover und die Miniſterreſiden⸗ 
tenſtellen in Darmſtadt und Weimar vom 1. Januar 1860 ab 
eingehen zu laſſen, verworfen, dagegen mit großer Majorität 
folgender Antrag angenommen: „Für das Kurfürſtenthum Heſ⸗ 
ſen⸗Kaſſel iſt für die Zukunft ftatt eines Geſandten, ein Mini⸗ 
ſterreſident anzuſtellen, und der betreffende Mehrgehalt in die 
Kolonne „künftig wegfallend“ zu bringen.“ Der Antrag eines 
Kommiſſionsmitgliedes, die Beträge für die Generalkonſulate in 
Antwerpen, Kopenhagen, Madrid und Rotterdam von bezie⸗ 
hungsweiſe 2600, 3500, 6000 und 2600 Tylr. künftig weg⸗ 
fallen zu laffen, wurde mit großer Majorität von der Kommiſ⸗ 
ſion angenommen. Zur Begründung des Antrages wurde alı- 
geführt, daß die Generalkonſulate in denjenigen Ländern, in 
welchen Preußen ſtändige Geſandtſchaften unterhalte, überflüſſig 
ſeien und deren Geſchäfte füglich theils durch die Geſandiſchaf⸗ 
ten, theils durch kaufmänniſche Konſuln beſorgt werden könnten. 
Die übrigen Etats wurden ſämmtlich genehmigt. 


Berlin, 12. März. (11. Sitzung des Herrenhau- 
ſes.) Beginn der Sitzung 11% Uhr. — Vorſitzender Präſi⸗ 
dent Prinz Hohenlohe. — Am Miniſtertiſche Fürſt Hohenzollern, 
v. Auerswald, Flottwell, Simons, v. Patow, v. Bonin, Graf 
Pückler. — Alle Tribünen ſind dicht gefüllt, namentlich die für 
Mitglieder des Abgeordnetenhauſes beſtimmte; die Diplomaten⸗ 
loge iſt ziemlich beſetzt. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung, die Berathung 
über den Antrag des Grafen Arnim und Genoſſen, „das Her⸗ 
renhaus wolle die Regierung erſuchen, daß ſie in reifliche Er⸗ 
wägung nehme, ob es nicht unter den gegenwärtigen Zeitver⸗ 
hältniſſen nothwendig fein möchte, zu dem unterm 17. Jan. c. 
den Häuſern des Landtags vorgelegten Budget einen 12853 
einzubringen, nach welchem die Ueberſchüſſe des Jahres 185 
und 1857, der Allerh. Kabinetsordre vom 17. Januar 1820 
gemäß, in den Staatsſchatz gelegt, und die darauf im Budget 
jetzt angewieſenen einmaligen Ausgaben in ſo weit für dieſes 
Jahr noch zurückgeſtellt werden.“ Die Kommiſſion ſchlägt dem 
Haufe die Annahme des Antrags vor. Der Kern der Sache 
iſt nach Seiten des Rechtspunkts, ob die Kabinetsordre vom 
17. Januar 1820, in der unter andern die Ueberweiſung der 
Ueberſchüſſe aus den Vorjahren an den Staatsſchatz vorgeſchrie⸗ 
ben iſt, Geſetzeskraft hat oder nicht, und ob im Bejahungsfalle 
eine beſondere Geſetzesvorlage reſp. die ausdrückliche Annahme 
derſelben durch beide Häuſer des Landtags zur rechtlichen Be⸗ 
gründung der in dem gegenwärtigen Budget vorgeſchlagenen 
Abweichung von der vorgeſchriebenen Regel erforderlich iſt, oder 
ob eben die Budgetvorlage hierfür genügt. Die Zweckmäßig ⸗ 
keitsfrage geht auf die augenblicklichen Zeltverhällniſſe die Kriegs⸗ 
gefahr u. dgl. 0 
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Nachdem der Berichterſtatter Graf Itzenplitz, v. Meding, 
Graf Rittberg, Graf v. Gröben, Haſſelbach, die meiſten von 
ihnen für den Antrag geſprochen haben, erhält Herr v. Kleiſt⸗ 
Retzow das Wort. Derſelbe beginnt mit einer Anrufung der 
altpreußiſchen Traditionen; mit Stolz und Freude ſehe Jeder auf 
das Heer, das die Reaktion gegen fremdländiſches Weſen ſchon 
vor 1806 muthig begonnen, 1813 fortſetzte und den Aufruhr 
von 1848 niederwarf; auf das Heer, das mit allen unſeren Ver⸗ 
hällniſſen verwachſen ſei. Nachdem die Finanzen ſich nach den 
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Zeiten des Aufruhrs endlich erholt und Ueberſchüſſe vorlägen, - 


ſei für die Armee nur ein geringer Theil (ca. /) verwendet. 
Darüber ſei aber kein Zwieſpalt, daß die Bedürfniſſe der Armee 
allen andern vorgehen müßten. Für die anderen Jahre ſeien 
doch gleiche Ueberſchüſſe nicht ſicher, und man möge daher bei 
Zeiten ſorgen, um nicht gleich neuer Steuern zu bedürfen. Ge⸗ 
wiß ſei es wünſchenswerth, Eiſenbahnen und Chauſſeen zu bauen, 


das 


zum Schutz der Küſten und der Schifffahrt eine Marine her⸗ 


zuſtellen, — was werde denn aber im Kriegsfalle aus allen 
dieſen Bauten? Wo bleibe die Produktivität all dieſer Eiſen⸗ 
bahnen? Beim erſten Kanonenſchuß ſei es damit vorbei. Könne 
nicht eine neu auftauchende „Mißſtimmung der Kabinette“ einen 
neuen Sturm hervorrufen? Es handele ſich nun nicht darum, 
wo in einem ſolchen Falle Preußen ſtehen werde. Es handelt 
ſich darum, daß Preußen, wenn der Kampf ausbreche, ſich der 
Theilnahme daran, ohne ſich aufzugeben, nicht werde entziehen 
können, — um die Politik zu vertreten, welche die Herren 
Miniſter vor einigen Tagen zum vollen Dank des Hauſes dar⸗ 
gelegt haben: Aufrechthaltung des 1812 — 15 gewonnenen Beſitz⸗ 
ſtandes und Feſthalten an den mit dem damals vergoſſenen 
Blute beſiegelten Verträgen. Es ſei nicht 
jetzt und, als je. Man habe oft betont, daß der Nachbar. 
ſtaat uns z 

keit“ aus ſeinem Wörterbuche geſtrichen ſei, aber nicht die Met⸗ 
ternich und Schwarzenberg, nicht die Kaiſer und die Könige 
machen die Politik, — ſondern Gott der Herr, und das ſei die 
rechte Diplomatie, welche dieſe Großmacht zum Bundesgenoſſen 
nehme, indem ſie ihr diene. Die Politik, die unſer König von 
1840 bis zum orientaliſchen Kriege befolgt, ſei eine weiſe ge⸗ 
weſen; die Segnungen des Friedens, die Seigen jener Politik, 
könne man erſt jetzt ganz anerkennen; ihnen habe man die Ueber⸗ 
ſchüſſe zu verdanken. — Zum erſten Male trete uns das Be⸗ 
ſtreben entgegen, den Staatsſchatz als ſolchen anzutaſten, wenn 
auch nicht in der Weiſe wie Herr Hanſemann, der denſelben 
1848 verſchleuderte. Es handle ſich nur darum, prinzipiell 
dieſes Anſinnen zu bekämpfen. Man wolle durch den Antrag 
der ſpäteren Erörterung der event. Nothwendigkeit, das Budget 
zu verwerfen, vorbeugen und die Regierung davor bewahren, 
gegen dieſes Haus eine Rechtsverletzung zu üben. Die Kabinets⸗ 
Ordre von 1820 ſei die Grundlage unſerer Finanzverwaltung; 
wäre ſie kein Geſetz, dann hätte überhaupt der Staatsſchatz 
keine geſetzliche Grundlage. Das frühere Miniſterium hätte in 
Bezug auf dieſen Punkt eine andere Anſicht gehabt wie das ge⸗ 
genwärtige, was bei Gelegenheit der Umwandlung der Kaſſen⸗ 
ſcheine kund geworden ſei. Das jetzige Miniſterium ſei nun im 
Gegenſatz zu dem früheren als ein ſolches bezeichnet worden, 
das einen geſetzlichen Weg einſchlagen wolle; ob etwa dieſer 
Satz ſeinen Beweis in einem Falle finde, wo die Regierung die 
Rechte eines Theiles der Landesvertretuung antaſtet? (Bravo.) 
Die Antragſteller vertheidigten die Rechte dieſes Hauſes, um 


des Landes und der Krone willen (Bravo.) Dem Könige werde 


ſein Recht, Krieg zu eiklären, theilweiſe genommen, wenn der 
Staatsſchatz beeinträchtigt werde; denn die Mittel zur Kriegfüh⸗ 
rung würden ihm dadurch entzogen. Diejenigen griffen das 
Recht der Krone an, die den Antrag nicht annehmen wollten. 
(Lebhaftes Murren im Centrum.) Der Antrag habe kein politi⸗ 
ſches Motiv; er richtet ſich nicht gegen die Regierung, ſei im 
Gegentheil in allerfreundlichſter, mildeſter Form gehalten. Wenn 
die Regierung von einer andern Rechtsanſchauung ausgehe, ſo 
könne von ihr doch eine Rückſichtnahme auf den Willen des 
Hauſes erwartet werden; dem Lande gegenüber werde das Haus 
die Vertretung für den Beſchluß übernehmen. (Bravo.) 


Präſident: Ich muß den Herrn Redner darauf aufmerk- 
ſam machen, daß er denjenigen Milgliedern, welche gegen den 
Antrag ſtimmen werden, in den Sinn gelegt, als wollten ſie 
das Recht der Krone, Krieg zu führen und Frieden zu ſchließen, 
angreifen. Ich muß dem Redner bemerken, daß ihm eine In⸗ 
terpretation von Abſtimmung und Anſichten nicht zuſteht; die 
von ihm gemachte Behauptung kann ich ebenſowenig zulaſſen, 
wie etwa die, daß irgend ein Antrag beſtimmt ſei, die Ver⸗ 
faſſung zu brechen. (Bravo). f 

Graf Hoverden: Ich wollte nur darauf aufmerkſam 
machen, daß die Parteien nur inſoforn auseinandergehen, daß 


ala e wo ren, 
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die eine den Staatsſchatz nur in den Kellern des Schloſſes ver⸗ 
wahren will, während die andere denſelben nützlich verwenden 
will im Intereſſe der Unterthanen und zu den letzteren ge⸗ 


re ich. 
1 v. Kleiſt⸗Retzow: Es ift mir nicht in den Sinn ge⸗ 
kommen, irgend einem Mitglisde Abſichten der angegebenen Art 
zuzuſchreiben. Ich habe nur geſagt: das und das würde die 
Folge der Ablehnung des Autrages ſein. ! 
Präſident: Ich bedaure, daß ich Hrn. v. Kleiſt das be⸗ 
merklich machen mußte; ich glaube, daß diejenigen, welche gegen 
den Antrag und doch für Vorlagen, welche vom Miniſterium 
kommen, ſtimmen, unmöglich gegen die Rechte der Krone ſtimmen 
können. (Lebhaftes Bravo!) 


Finanzminiſter v. Patow: Ich will dem Vorredner nicht 
in die Aussprache politiſcher Gefühle folgen. Ich finde es nicht 
gut, ohne Vorbereitung das politiſche Gebiet zu berühren. — 
Der vorliegende Antrag hat eine zwiefache Tendenz. Er will 
das Wohl des Landes durch Erhaltung des Staatsſchatzes und 
ferner die Rechte des Herrenhauſes wahren. Mit dem zweiten 
Punkte will ich anfangen. — Wenn es keinen Staatsſchatz gäbe 
und keine Vorſchrift über den Staatsſchatz exiſtirte, fo würden 
zweifellos die Ueberſchüſſe einfach in Einnahme geſtellt werden. 


Soll alſo die jetzige Verwendung ungeſetzlich ſein, ſo muß dieſer 


Vorwurf ſpeziell begründet werden. Nun hat man die Noth⸗ 
wendigkeit, die Ueberſchüſſe an den Staatsſchatz zu überweiſen, 


aus der Kabinetsordre vom 17. Januar 1820 beweiſen wollen. 


Die Regierung muß aber hier (wie ſchon in der Kommiſſion) 
nochmals erklären, daß dieſe Ordre nur eine Inſtruktion für 
die Miniſter iſt, kein Geſetz. Bei der Beurtheilung dieſer Frage 
entſcheidet es nicht, daß die Ueberſchrift lautet: „Allerhöchſte 
Kabinetsordre“; denn unter dieſer Ueberſchrift finden ſich in der 
That auch Geſetze. Andrerſeits iſt aber auch nicht entſcheldend, 


daß diefe Ordre in der Geſetzſammlung ſteht; denn unzweifel⸗ 


haft ſind darin eine Menge Schriftſtücke, die nie beanſprucht 
haben, ein Geſetz zu ſein. Auf dieſe Formen alſo nicht, auf 
den Juhalt und die näheren Umſtände kommt es an. Von 
demſelben Tage wie die in Rede ſtehende Kabinetsordre datiren 
ſechs auf die Finanzverwaltung bezügliche Erlaſſe des Königs; 
drei davon ſind Verordnungen genannt, und dieſe ſind ohne 
Zweifel Geſetze; drei heißen Allerhöchſte Kabinetsordres, und 
don dieſen find zwei, welche ſich auf den Zuſammenhaug der 
Generalkontrolle mit dem Staats miniſterium und auf die See⸗ 
handluugs⸗Sozietät beziehen, unzweifelhaft nicht Geſetze, ſondern 
durchaus reglementariſcher Natur; die 3. iſt die in Rede ſtehende 
Kabinetsordre, und da liegt doch wohl die Folgerung nahe, daß 


auch ſie nicht ein Geſetz iſt, ſondern daß alle drei, Kabinets⸗ 


ordres genannten Erlaſſe einen gemeinſamen, von den Verord ⸗ 
nungen abweichenden Charakter tragen. Wenn aber auch das 
nicht genügt, fo mag der Inhalt beweiſen. Derſelbe iſt durch⸗ 
aus inſtruktionsmäßig. — Was den zweiten Punkt anbetrifft 
— der Nutzen des Staatsſchatzes für das Land — ſo iſt ſich 
die Staatsregierung bewußt, keineswegs die Kriegsfertigteit des 
Landes gefährdet zu haben. Sie iſt von der Betrachtung aus⸗ 
gegangen, daß, wenn Bedürfniſſe, namentlich militairiſche, eins 
treten würden, ſie, wie es frühere Regierungen gethan haben, 
auf die extraordinären Fouds Hand legen kann, um feſtzuhalten, 


was möglich iſt. Wenn, was Gott verhüte, Mobilmachung 


nöthig iſt, fo nützt dieſer Antrag auch nichts. Es iſt im preu⸗ 
ziſchen Intereſſe beſſer, wenn das Publikum weiß, daß die 
preußifche Regierung einen Fonds von 8 Millionen zur Ver⸗ 
fügung hat, als wenn es bekannt iſt, daß ihr nur die Verfü⸗ 
gung über die zum Staatsſchatz abgeſührten 1,300,000 Thlr. 
freiſteht. Die Regierung wird ſicherlich dem Staatsſchatz Pflege 
angedeihen laſſen, aber fie glaubt, daß fie im Fäll des Krieges 
für künftige Abführungen an den Staateſchatz beſſer die Wege 
bahnt, wenn ſie jetzt die 1,300,000 Thlr. produktiv benutzt. 
Die Regierung folgt nur alten Travitionen, wenn fie von DIE 
poniblen Ueberſchüſſen die Hälfte für nothwendige Zwecke, die 
andere Hälfte, ſei es ſpäter, ſei es ſofort, an den Staateſchatz 
abliefert. — In der Kommiſſion und von einigen Rednern 
wurde hervorgehoden, man möge nicht glauben, daß der Antrag 
eine böſe Tendenz habe. Ich bin mir bewußt, keinen Anlaß 
gegeben zu haben, zu glauben, daß die Regierung dies voraus- 
ſetze. Aber Abſicht und Wirkung ſind zwei verſchiedene Dinge. 
Was auch die Abſicht fein mag, die Wirkung wird ohne Zwei⸗ 
fel weder nach außen noch nach tunen eine wohlthätige ſein. 
Die Regierung hat auf Grund reiflicher Etwägung und mit 
gutem Gewiſſen nicht den ganzen Betrag der Ueberſchüſſe dem 
Staatsſchatz zugewieſen, und fie iſt ſich bewußt, für die nächſte 
Zeit den Staat keinerlei Gefahr ausgeſetzt zu haben. Ich 
ſpreche zum Schluß den Wunſch aus, daß das Haus, um der 
Staatsregierung Verlegenhelten dem andern Hauſe gegenüber, 
ſowie nach innen und außen zu erſparen, den Antrag nicht an⸗ 
nehme. (Bravo!) 

Dr, Stahl (zu einer thatſächlichen Bemerkung): Die 
Verfaſſung giebt dem Hauſe das Recht, Angelegenheiten der 
auswärtigen Politit zu dislutiren; und wenn wir von dieſem 
Rechte keinen Gebrauch machen, ſo laſſen wir uns hierbei von 
höhern Rückſichten leiten. Keineswegs ſteht es dem Miniſterium 
zu, uns ein ſelches Recht ſtreitig zu machen. Dem Herrn Fir 
nanzminiſter muß ich das Recht abſprechen, uns in zurechtwei⸗ 
ſendem Tone, wie es geſchehen, eine Lektion darüber zu geben. 
(Bravo!) Nur der Präſident dieſes Hauſes hat das Recht, 
die Debatte nach Vorſchrift der Geſchäftsordnung zu regeln. 
(Lebhafter Beifall.) 

Finanzminiſter v. Patow: Es iſt mir nicht im entfern⸗ 
teſten eingefallen, Herrn Dr. Stahl die Berechtigung zu irgend 
einer ſeiner Ausführungen zu beſtreiten; ich bin im parlamen⸗ 
tariſchen Leben erfahren genug, um die Freiheit der Tribüne zu 
kennen und zu achten. Aber ich hielt mich verpflichtet anzudeu⸗ 
ten, daß dergleichen Exkurſe nicht in unvorbereiteter Weiſe ge⸗ 
macht werden mögen. Es iſt parlamentariſche Sitte, in ſolchen 
Fällen dem Reſſortminiſter vorgängige Anzeige zu machen. 

Nach einem Reſumé des Grafen Arnim und den Schluß⸗ 
worten des Referenten erfolgt die Abſtimmung, und zwar auf 


— — —— — a 


gerichtet. 


den Autrag des Dr. v. Zander durch Namensaufruf. — Gegen 
den Kommiſſionsantrag ae deck, Fürſt Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen, Hammers, aſſelbach, Hering, Prinz Hohenlohe⸗ 

ngelfingen,. Prinz Hohenlohe⸗Oehringen, Graf Hoverden, 

örner, Krausnick, Graf v. Maltzahn, Mohring, v. Nelleſſen, 
Graf Neſſelrode, Offenberg, Ondereyck, Graf v. Pückler, Fürſt 
Bog. Radziwill, Graf v. Redern, Herzog v. Ratibor, Graf 
Rittberg, Rummel, Graf v. Schwerin, Simons, Graf York 
v. Wartenburg, v. Zander, Berndt, Beyer, Brüggemann, 
v. Brünneck, Herzog d. Eroy, Graf Dönhoff, v. Duesberg, 
Fürſt v. Fürſtenberg, Fiſcher, Graf Fürſtenberg⸗ Stammheim. 
— Das Reſultat iſt die Annahme des Antrages mit 89 
gegen 37 Stimmen. — Damit ſchließt die Sitzung um 4˙ Uhr. 
Nächſte Sitzung Montag 12 Uhr. 

Poſen, 9. März. Ein intereſſanter Konflikt zwiſchen 
der geiſtlichen und der weltlichen Behörde ſcheint bei uns wie⸗ 
der im Anzuge zu ſein. Es hat nämlich ein katholiſches Ehe⸗ 
paar, ohne gerichtlich geſchieten zu ſein, ſich anderweitig wieder 
verheirathet, und ein katholiſcher Pfarrer hat die Trauung voll⸗ 
zogen. Letzterer behauptet nun, dazu berechtigt geweſen zu ſein, 
weil die Scheidung nach kanoniſchem Recht zuläſſig geweſen und 
demgemäß von der geiſtlichen Behörde vollzogen worden ſei. 
Die Landesgeſetze beſtimmen aber, daß Eheſcheidungen ge⸗ 
richtlich vollzogen werden müſſen. (Fr. P.⸗Z.) 

Lötzen, 10. März. Bei der heute ſtattgefundenen Wahl 
eines Abgeordneten erhielt von 198 anweſenden Stimmen, 
Staatsanwalt Reich aus Angerburg 117 Stimmen, faſt alle 
übrigen Stimmen fielen dem Landſchafts⸗Syndikus Baumgart 
aus Angerburg zu. Reich iſt ſomit erwählt. Die öffentlichen 
Angriffe auf ihn haben ihm alſo nicht geſchadet, ſondern ihm 
im Gegentheil Stimmen zugeführt. Die Gegenpartei hatte zu⸗ 
nächſt zwei Kandidaten mit achtungswerthen Namen, liberaler 
Geſfinnung, den Domänenpächter Stenzler in Lawken und den 
Landſchafts⸗Syndikus Baumgart aufgeſtellt, ſpäter einigten ſich 
dieſe beiden Fraktionen für Baumgart, der indeſſen im Wahl⸗ 
kampfe gegen Reich hat unterliegen müſſen. Letzterer wird wohl 
mit dem gegenwärtigen Miniſterio gehen. K. H. Z.) 

öln, 12. März. Geſtern Abends 10% Uhr traf, von 
Wien kommend, mit dem Köln⸗Mindener Kourier + Zuge Lord 
Cowley nebſt Familie und Dieuerſchaft hierſelbſt ein. Der 
Lord benutzte den um 11% Uhr abgehenden Kourier⸗Zug der 
Rheiniſchen Eiſenbahn zur ſofortigen Weiſerreiſe nach London, 
während Lady Cowley hier übernachtete und heute Vormittags 
9 Uhr nach Paris abreiſte. 

Hannover, 12. März. Die zweite Kammer hat heute 
in vertraulicher Sitzung den Antrag der Regierung für die 
Kriegsbereitſchaft eine Million Thaler zu bewilligen, einſtimmig 
genehmigt. 

Aus München, 11. März, wird der Independance 
Belge telegraphiıts „Graf Buol hat fo eben ein neues Rund» 
ſchreiben an die diplomatiſchen Agenten Oeſterreichs im Auslande 
Es geht aus demſelben hervor, daß alle ſchwebenden 
Fragen in Wien zwiſchen dem Grafen Buol und Lord Cowley 
verhandelt worden ſind, ohne daß jedoch von einem beſtimmten 
Vorſchlage die Rede geweſen wäre. Graf Buol giebt ſich der 
ſchmeichelhaſten Hoffnung hin, Lord Cowley werde, als er Wien 
verlaſſen, die Ueberzeugung von den verſöhnlichen Geſinnungen 
des Kaiſers mitgenommen haben und auf die Aufrechterhaltung 
des Friedens hinwirken, falls der Kaıfer der Franzoſen die guten 
Beziehungen zwiſchen den beiden Ländern wieder hergeſtellt zu 
ſehen wünſche.“ 


Oeſterreich. ; 

Wien, 10. März. Auch hier find die Rüſtungen noch 
keinen Augenblick unterbrochen worden. Wie es ſcheint, beſücch⸗ 
tet man den Sturz ves Miniſteriums Derby und glaubt, daß 
dadurch die Erfolge, welche die Miſſion des Lord Cowley für 
Oeſterreich gehabt hat, wieder in Frage geſtellt werden können. 
Die beurlaubten Offiziere find augewieſen worden, alſogleich 
bei ihren Regimentern einzurücken, und täglich kommen hier 
Truppen an, welche unverzüglich weiter nach dem Süden be⸗ 
fördert werden. Mit der Aufſtellung eines Obſervationskorps 
in Vorarlberg iſt bereits begonnen worden. (K. Z. 

Wien, 11. März. Auch der „Br. Z.“ wird von hier 
geſchrieben: Es iſt in keiner Richtung ein Stillſtand in den 
Vorbereitungen zum Kriege eingetreten. 

Wien, 11. März. Ueber die öſterreichiſchen Finanz⸗ 
Verlegenheiten ſchreibt man der „Neuen Preußiſchen Zeitung“: 
„Man ſcheint jetzt entſchloſſen, eine bereits öfter mit Glück ver⸗ 
ſuchte Operation zu wiederholen und durch Verkauf eines Staats⸗ 
gutes ſich Geld zu ſchaffen. Da übrigens der Miniſter von 
Bruck ſowohl, als ſeine Vorgänger, mit verkäuflichem Staats⸗ 
gut ziemlich aufgeräumt haben, ſo konnte der Blick unſerer 
Finonz⸗Kapazitäten nur auf jene Staats⸗Domainen fallen, welche 
im Schätzungswerth von 150 Millionen Gulden der National⸗ 
bank zur Deckung ihrer Forderungen an den Staat in volles 
Eigenthum überlaſſen worden ſind. Man kann leicht ein Arran⸗ 
gement treffen, durch welches dieſe Güter wieder in die Hände 
des Staates kommen, um ganz oder theilweiſe veräußert zu 
werden; der Bank müßte man in dem Falle auf eine andere 
Weiſe helfen und anderweitige, wenn auch nicht ſo ſolide 
Deckung verſchaffen, was immerhin im Dranze der Umſtände 
gerechtfertigt ſein mag. Wie aber 150 Millionen Grundwerth 
oder auch nur die Häfte des Betrags zu annehmbaren Preiſen 
an den Mann bringen? f 

— Die Erklärungen der preußiſchen Regierung werden 
von der Wiener Zeitung ohne Bemerkung mitgetheilt. Die 
Oeſterreichiſche Zeitung findet fie ungenügend; nur die Oſtdeut⸗ 
ſche Poſt iſt ſo herablaſſend, ſie für dankenswerth zu erklären. 


> Italien. 

Turin, 8. März. Auch hier nimmt die Bevölkerung an 
den Karnevalsfreuden blos ſchwachen Antheil. Die amtliche 
Zeitung beſtätigt die Meldung des „Diritto“, daß die Reſerve⸗ 
klaſſen einberufen worden. Gartbaldi, heißt es, habe bereits 
ſein Kommando erhalten; die Uebertragung beſtimmter Kom⸗ 
mandos an piemonteſiſche Generale ſoll erfolgt ſein. — Die 


„Gazetta Piemonteſe“ erzählt die Details über die Flucht Poe⸗ 
rio's und 66 ſeiner Gefährten; das amtliche Blatt fügt hinzu, 
daß dieſelben nach ihrer in Irland bewerkſtelligten Landung 
nichts Eiligeres zu thun hatten, als den Schutz der piemonte⸗ 
ſiſchen Geſandtſchaft in London nachzuſuchen. — Der „Diritto“ 
berichtet, die Errichtung einer beſonderen Telegraphenlinie von 
Foſſano über Mendove nach Savona ſei definitiv beſchloſſen. 

Rom, 7. März. In den Kanzleien und im heiligen 
Kollegium iſt die Aufregung fortwährend groß. Wohlunterrich⸗ 
tete Perſonen glauben, daß die Räumung des Kirchenſtaates 
weder früh noch ſpät ſtattfinden werde. 


k rankreich. f 3 
Paris, 11. März. Man ſchreibt der „Köln. Zeitung“: 


Wir vernehmen von gutunterrichteter Seite, daß England, nach⸗ 


dem Lord Cowley ſelbſt die äußerſten Zugeſtändniſſe, zu wel⸗ 
chen Oeſterreich ſich verſtehen zu können glaubt, als unverein⸗ 
barlich mit ſeinen eventuellen Vorſchlägen gefunden hat, ent⸗ 
ſchloſſen iſt, ſeine Anträge bezüglich der Lage der italieniſchen 
Dinge in poſitiver Weiſe zu formuliren und als wirklich ſchieds⸗ 
richterliche Macht in Wien vorzulegen. Es würden dadurch die 
jetzt erſt zu erwartenden Unterhandlungen in Wien entſcheidend 
auf die Lage der Dinge und die gegenſeitige Stellung der 
Großmächte einwirken, und wir ſtänden jetzt erſt vor einem 
eigentlichen Wendepunkte in dieſer kritiſchen Angelegenheit. 
Durch dieſes veränderte Auftreten Englands wird auch notür⸗ 
lich ſeine ſpätere politiſche Haltung, Oeſterreich, Frankreich und 
Italien ‚gegenüber beſtimmt, während dieſelbe, hätte Lord Cow⸗ 
ley den gewünſchten Zweck erreicht, eine weit freiere geweſen 
wäre und auch den intereſſirten Mächten eine ſelbſtſtändigere 
Bewegung geſtattet hätte. — In Piemont hat der ‚bekannte 
Moniteur- Artikel weder abkühlend noch entmuthigend gewirkt. 
Herr v. Cavour iſt keineswegs entſchloſſen, wie ſeine Freunde 
und Feinde vorausſehen wollten, zu weichen. Er wird auf der 
betretenen Bahn vorgehen und ſieht ſich in dieſem Borſatze von 
dem König in vollſtändiger Weiſe unterſtützt. Ihre beiderſei⸗ 
tige Exiſtenz iſt ſolidariſch verknüpft. Wie man aus Turin 
ſchreibt, hat Herr v. Cavour ſich offen geäußert, Piemont ſolle 
eher in einer Blutlache untergehen, als unter einem Dünger⸗ 
haufen erſticken. Man ſieht mit jedem Tage der Veröffentli- 
chung eines von Cavour abgefaßten königlichen Manifeſtes ent⸗ 
gegen, daß mit nie dageweſener Entſchiedenheit die ſardiuiſche 
und italieniſche Sache vor Europa vertreten ſoll. 


Großbritannien und Irland. 

London, 12. März. Die heutige „Times“ charakteriſirt 
die neueſte Depeſche des Grafen Buol gegen Sardinien als 
diplomatiſch geſchickt und theoretiſch vollſtändig berechtigt. Oeſter⸗ 
reich werde hoffentlich, um praktiſch weiteren Gefahren aus zu⸗ 
weichen, Reformen in Mittel⸗Itallen befürworten, da es ſonſt 
durch provozirte Aufſtände in Mittel⸗Italien zur Offenſive ge⸗ 
zwungen werden könnte. 


„Stettin, 15 rg mn haben der inte⸗ 
Aal n P gele d, ub der Kannada en 
Kid e e dene 7 50 805 Aus⸗ 
Ir der pommerſchen Landſchaft hat unter Anderem den Beſchluß ge⸗ 


aßt, daß, da mit dem Ablauf des Weihnachtstermins 1857 die land⸗ 
chaſtlichen Fonds die durch die Allerhöchſte Kabinetsordre vom Fri 
Mai 1848 beſtimmte Höhe erreicht haben, die Amortiſalion der Pfand⸗ 
briefe in ihrem ganzen Umfauge nach §. 285 und 286 des unterm 26, 
Oktober 1857 A her Orks beftätigten Pommerſchen Landſchafts⸗ 
Reglements mit dem Johannistermine 1858 zu beginnen habe, ferner, 
daß der Zeitraum, während deſſen die Zing⸗Erſparniſſe der nach Jo⸗ 
hannis 1815 bewilligten Pfandbriefe nach §. 286 a. a. O. zum Gene⸗ 
ral-Amortiſations⸗FJonde, reſp. zum Eigenthümlichen Fonds der Land⸗ 
ſchaft fließen, auf 25 Termine (Semeſter) feſtzuſetzen. Dieſe Beſchlüſſe 
baben nunmehr die erforderliche Beſtätigung des vorgeſetzten hohen 
1 erlangt und wird von nun an ihnen gemäß verfahren 

Es geht uns folgende Mittheilung zu: „Am Tauſtage Sr. 
königl. Hoheit des Prinzen Friedrich Wilhe A Victor Albert war der 
ſogen. „geſellige Bürger⸗Verein“ beim Herrn Kabelitz (Schweizerhof) 
verſammelt, um dem hohen Täuflinge einen kräftigen Salamander zu 
reiben. Die Mittheilung biervon wurde ſofort unter den aufrichtig⸗ 
ſten Glückwünſchen dem prinzlichen Elternpaare auf telegraphiſchem 
Wege gemacht, worauf Se. k. Hoheit der Prinz Friedrich Wilhelm 
durch Höchſtſeinen Adjutanten dem qu. Verein brieflich Seinen Dank 
abſtatten ließen und zwar unter Beifügung einer delikaten, äußerſt 
ge) 8 e das bade Torte iſt am 12. d. M. 

er großer Freude über die Huld des hohen Gebers von de . 
gliedern des Vereins vertilgt worden.“ al 1 


Börſen⸗ Berichte. 
1 14. März Witterung: trübe Luft Temperatur + 40, 


Weizen ziemlich unverändert, loco gelber pr. 85pfd. 53 a 56 Rt. 

u te 80 % 5 1 08 55% 11 . bez, do. 8. 

+ — + de 7 r. u. (77 * 2 5 „ a 

nene 1 in u. Br. io GR er been en 
oggen matter, loco pr. 77pfd. 431, Rt. bez., 77pfd. pr. Frü 

41½, %, 41½ Rt. bez, pr. Mai⸗Juni 41% Nis ‚oa . 841% 

8 5 3 43 Rt. bez. u. Br., pr. Juli⸗Auguſt 43½ Rt. Br., 


4 * 

Gerſte pr Frübi. 69.70pfd. pomm. 36%, Rt. Gd. 

gie bir. Wet 140 rag 30 Rt. bez. u. Gd. 

matt, loco 24, 6 Rt. bez., pr. 137 . 
Br., pr. Septbr.-Oktober 13 At, bez. u. Br. e me e 

Leinöl loco incl. Faß 12% Rt. bez. u. Br. 

Spiritus behauptet, loco ohne Faß 18/16 % bez., kurze Lehe 
rung 18% bez., pr. Frühjahr 184 % bez., 188 Br., pr. Mail 
145 ; 41 Gb., pr. Juni⸗Juli 18 % Gd., Juli⸗Auguſt 1738 0% 

7 D 5 


Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 
Berlin, 14. März, Mittags 2 Uhr. Staatsſchuld 83 ½% be 
Amien-Anleihe 3½ pCt. 114 bez. Serie Sen 105 ben. 
targard⸗Poſener 831, Br. Köln⸗Mindener 133 bez. Distonie- 
Kommandit-Antpeile 97 Br. Franzoͤſ.-DOeſterr. St-&-U, 138% bez. 
. 2 Mt. 90%, 15 8 
oggen pr. März . „Frühj. 441 . 
Wache 4 1 60, 80 8 4 . bez., pr 1. 44½, 43 ea 
oco r., pr. Ar; 135%, 90 * il- a 
e EB ERL HR: mr re 
Pr. 19%, e 

Ari Mal 18 j, J. bes, vu. Mat. Jun 20 %, % bie 
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